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Erregter M einungsaustausch über eine handelspolitische Panne

Der Exportwille muß erhalten werden!

Es gibt kaum ein Thema, das in 
den letzten Jahren in den 

außenwirtschaftlich Interessierten 
deutschen Kreisen so lebhaft dis­
ku tie rt worden ist, wie die kürzlich 
im H andelsverkehr mit Brasilien 
aufgetretenen Schwierigkeiten. Die 
A useinandersetzungen werden mit 
e iner ungewöhnlichen Schärfe ge­
führt. Die Exportwirtschaft wirft 
den am tlidien Stellen die Ver­
letzung der Grundsätze von Treu 
und Glauben und die Erschütterung 
des V ertrauens vor, das die Grund­
lage für stetige und gesunde Han­
delsbeziehungen zum Ausland sein 
muß. Die angegriffenen Stellen, 
insbesondere die Bank deutsdier 
Länder, sind der Auffassung, daß 
ihre Handlungsweise rechtlich ein­
w andfrei und im Interesse der 
W ährungsstabilität notwendig sei.

W ie liegen  
d ie Verhältnisse wirklich?

Die Bundesrepublik hat im 
Sommer 1950 Handels- und Zah­
lungsabkommen mit Brasilien ge­
schlossen, die der Bedeutung die­
ses großen, in der Entwidclung be­
griffenen Landes Rechnung trugen 
und den Anstoß für eine beträcht­
liche Erhöhung des Warenaus- 
tausdies gaben. Die deutsche Aus­
fuhr, die im Jahre 1936 einen 
W ert von 133 Mill. Reidismark 
erreichte, ist in Verfolg dieses Ab­
kommens von 147 Mill. D-Mark im 
Jah re  1950 auf 471 Mill. DM im 
Jah re  1951 angestiegen. Im ersten 
H albjahr 1952 w ar abermals eine 
kräftige Steigerung auf 354 Mill. 
D-Mark zu verzeichnen. Die deut­
sdien Lieferungen umfaßten in 
e rster Linie W aren, die für den in­
dustriellen Aufbau Brasiliens be­
stimmt waren.

Leider hat die Entwidslung der 
Einfuhren nicht entsprechend

Sdiritt gehalten. Differenzen zwi­
schen Ein- und Ausfuhrwerten 
traten  besonders in Erscheinung, 
als die Preiseinbrüche auf den 
W eltrohstoffm ärkten auftauchten 
und die N adifrage zurückging. Die 
brasilianischen Preise erwiesen 
sich infolge der Überbewertung der 
W ährung und Preisstützungs­
aktionen der Regierung als nicht 
konkurrenzfähig.

Das zwischen dem Banco do 
Brasil und der Bank deutscher 
Länder getroffene Zahlungsab­
kommen ist auf Verrechnungsbasis 
geschlossen. Es ist daher nur ar­
beitsfähig, w enn der W aren- und 
D ienstleistungsverkehr sich nach 
beiden Richtungen die W aage hält. 
Für den Fall einer Verschuldung 
auf dem Verrechnungskonto ist eine 
Kreditmarge (Swing) von 11,5 
Mill. $ vorgesehen, bei deren 
Überschreitung der Gläubiger Bar­
zahlung in harte r W ährung ver­
langen kann. Als die Verschuldung 
Brasiliens schnell anwudis, hat die 
Bank deutscher Länder den Swing 
auf 33 Mill. $ erhöht.

D ie M aßnahm en der BdL.
Als ihre Bemühungen, den 

Banco do Brasil vereinbarungs­
gemäß zu einer Abdeckung des den 
Swing übersteigenden Schuld­
saldos zu veranlassen, nicht zum 
Ziele führten, hat sie dann ab
5. 9. 52 den A nkauf von brasiliani­
schen Clearing-Forderungen ein­
gestellt. Die Exporteure erhalten 
jetzt für die Gutschriften des Banco 
do Brasil auf dem Clearing-Konto 
ihrerseits lediglich eine Gutschrift 
der Bank deutscher Länder, die 
zum Zwecke der Einfuhr aus Bra­
silien verw andt werden kann. Die 
Importeure- sollen in Zukunft ihre 
Devisen für Importe aus Brasilien 
nur noch in Höhe von 20 “/o zum 
offiziellen Kurs von der Bank

deutscher Länder erwerben, wäh­
rend 80 Vo aus den Guthaben der 
Exporteure angeschafft werden 
müssen. Damit ist praktisch eine 
besondere Kursbildung für den 
Brasilien-Verrechnungsdollar mög­
lich geworden, die geeignet ist, die 
durch die Überbewertung der b ra­
silianischen W ährung bedingte 
Preisdifferenz zu überbrücken und 
den verstärkten  Einkauf brasilia­
nischer Landesprodukte zu ermög­
lichen. Auf der anderen Seite ist 
der Exporteur gezwungen, bei der 
Berechnung seiner Ausfuhrpreise 
die unsichere Verwertungsmöglich­
keit für seine Exportforderungen 
einzubeziehen und entsprechend 
höhere Preise zu fordern.

Soweit ist die Maßnahme der 
Bank deutscher Länder verständ­
lich. Man kann es der deutschen 
Notenbank nicht verübeln, daß sie 
die Konsequenzen aus der Ent­
wicklung gezogen hat. Der Banco 
do Brasil hat diese Entwicklung 
dadurch verschuldet, daß er ohne 
Rücksicht auf den Kontenstand 
Einfuhrlizenzen für deutsche Er­
zeugnisse erteilte. W enn er auf 
der anderen Seite mit Rücksicht 
auf die insgesamt angeblich 700 
bis 800 Mill. $ betragende brasi­
lianische Handelsschuld nicht in 
der Lage ist, seinen Verpflich­
tungen auf Abdeckung der deut­
schen Clearing-Forderung in harter 
W ährung nachzukommen, so mußte 
die deutsche Seite von sich aus 
handeln.

K ritik  der Exporteure
Die Kritik an dem V erhalten der 

Bank deutscher Länder richtet sidi 
gegen die Einbeziehung der laufen­
den Exportverpflichtungen in diese 
Regelung. Die deutschen Exporteure 
sind auf der Grundlage der zwischen 
den beiden Ländern vereinbarten 
Handels- und Zahlungsabkommen 
feste Verpflichtungen gegenüber 
ihren brasilianischen Kunden ein­
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gegangen, deren Größenordnung 
deutlidi wird, wenn man sidi vor 
Augen hält, daß in der letzten Zeit 
monatlidi W aren im W erte von 
70 bis 80 Mill. DM geliefert w or­
den sind, also in den nächsten 
M onaten auf Grund bestehender 
K ontrakte Lieferungen ähnlidien 
Umfanges fällig sein werden. Die 
Regelung der Bank deutsdier Län­
der sieht vor, daß die bis zum
4. 9. 52 eingegangenen Verbindlidi- 
keiten bei Ausführung zu 50”/o zu 
dem bisherigen Kurs abgeredinet 
werden, während für die zweite 
Hälfte die Exporteure nur Gut- 
sdiriften erhalten. Das bedeutet, 
daß die Hälfte der auf Grund be­
stehender V erträge anfallenden Ex­
portförderungen gegen Brasilien 
nur mit Verzögerung und V er­
lusten verw ertet werden kann.

Die gegen diese Maßnahme ge- 
riditete Kritik ist anzuerkennen. 
Die Bank deutsdier Länder ist nidit 
nur als Notenbank tätig, sondern 
sie hat audi das Monopol im Zah­
lungsverkehr mit dem Ausland. Sie 
nimmt Befugnisse auf dem Gebiet 
der Devisenbewirtsdiaftung heute 
in einem größeren Maße in An- 
sprudi, als sie die Reidisbank vor 
dem Kriege ausgeübt hat. W enn 
die Bank deutscher Länder in Aus­
übung dieser Funktionen ein Zah­
lungsabkommen abschließt, so muß 
sie auch das Risiko tragen und 
kann sich bei mangelnder V er­
tragstreue ihres Partners nidit auf 
ihre rein bankmäßigen Funktionen 
zurückziehen und das Risiko auf 
die W irtsdiaft abwälzen. Dies umso 
weniger, als- sie bis zum August 
1952 in keiner W eise die Öffent­
lichkeit über die Entwicklung der 
Lage unterrichtet hat, so daß der 
Exporteur im Glauben auf das be­
stehende Zahlungsabkommen und 
die daraufhin ergangenen Anwei­
sungen handeln konnte.

Revision ist nö tig!
Die Förderung des Exportes ist 

ein anerkanntes Ziel der Bundesre­
gierung, deren prominente Sprecher 
bei jedem Anlaß verstärkte Be­
mühungen der W irtschaft um die 
Auslandsmärkte gefordert haben. 
Jede Betätigung im Auslandsge­
schäft bringt ein Risiko mit sich. 
Der deutsche Auslandskaufmann 
ist der letzte, der nidit bereit wäre, 
Risiken zu übernehmen. Es geht

aber nicht an, durch Regierungs­
maßnahmen in laufende Auslands- 
verpfliditungen einzugreifen und 
damit der W irtsdiaft Verluste zu­
zumuten, die in keiner W eise vor­
aussehbar waren und demzufolge 
auch nidit Gegenstand von Siche­
rungsmaßnahmen sein konnten. 
W enn das im Falle Brasilien ge­
gebene Beispiel Schule macht, ist 
kein deutscher Exporteur mehr in 
der Lage, in Übersee konkurrenz­
fähige Offerten abzugeben, und es

Brasilien - ein
E s  wird dem deutschen Außen­
handelskaufmann w ahrlidi nicht 
leicht gemacht! W ie vieler persön­
licher Bemühungen bedurfte es von 
seiner Seite aus, nach Kriegsende 
im Auslande die Animosität gegen­
über allem, was deutsch hieß, zu 
überwinden, das deutsche Prestige 
auf den Auslandsm ärkten w ieder­
herzustellen. Aus dem Nichts mußte 
eine Produktion aufgebaut werden, 
die nicht nur der Befriedigung des 
innerdeutschen Nachholbedarfes 
diente, vielm ehr auch dem Export, 
mit dem allein die notwendigen 
Rohstoffe und Nahrungsmittel be­
schafft werden konnten. Trotz jah re­
langer Produktionsbeschränkungen 
der Besatzungsmächte fand die 
deutsche Initiative immer neue 
Mitei und Wege, Anschluß an die 
modernen Produktionsmethoden des 
Auslandes zu bekommen und die 
Exportproduktion immer mehr zu 
steigern. Wenngleich W ährungsab­
wertungen, der Korea-Boom, In­
flations- und Deflationstendenzen 
immer neue Risiken brachten, war 
es dem deutschen Exporteur doch 
möglich, der deutschen W are w ie­
der W eltgeltung zu versdiaffen.

Dank dieser privaten Bemühun­
gen und Erfolge konnte die Bun­
desregierung mit den Regierungen 
der H andelspartner Abkommen 
treffen, die sowohl eine gegen­
seitige Förderung des W arenver­
kehrs zum Ziel hatten als auch 
eventuelle durch Veränderung der 
Devisenlage entstehende Risiken 
auf breiter Basis abschirmen soll­
ten. W enn die deutsdie Bundes­
regierung die Exporteure immer 
wieder aufforderte, ihre Bemühun­
gen um die deutsche Ausfuhr zu 
intensivieren, so war dies ein Be­
weis dafür, daß diese Arbeit im

sind sdiwerwiegende Rückschläge 
für den Export überhaupt zu be­
fürchten, deren Folgen nicht zuletzt 
in der Devisenbilanz der Bundes­
republik zu spüren sein werden. 
Es muß deshalb erw artet werden, 
daß die Proteste der Exportwirt­
schaft, deren Argumente von den 
beteiligten Stellen der Bundesregie­
rung weitgehend anerkannt wer­
den, zu einer Revision der Haltung 
der Bank deutscher Länder führen.

(Kn)

Präzedenzfall?
volkswirtschaftlichen Sinne als 
wertvoll und wünschenswert an­
erkannt wurde.

Der Exporteur w ird bestraft!
Was, sich nun in den letzten 

W odien im Handel mit Brasilien 
ereignete, hat jedoch den Sinn 
dieser A rbeit nicht nur in Frage 
gestellt, sondern darüber hinaus 
den deutschen Exporteur für seine 
bisherigen Bemühungen noch be­
straft: Nachdem er trotz scharfer 
Konkurrenz im Ausland einen sol­
venten Käufer gefunden, nachdem 
sich dieser die notwendige Import­
lizenz besdiafft und Zahlung für 
die deutsdie W are geleistet hatte, 
nachdem der W arenw ert von der 
brasilianisdien Staatsbank der BdL. 
zur Verfügung gestellt worden war, 
erklärt die BdL. plötzlich dem deut­
schen Exporteur, nur nodi die 
Hälfte seines Fakturenw ertes zum 
offiziellen Kurz abredinen zu kön­
nen, während er die restlichen 50 “/o 
auf dem freien M arkt verkaufen 
solle. Angesichts des damit einset­
zenden starken Angebotes bedeutet 
das für den Exporteur einen Kurs­
verlust von z. Zt. ca. 12 Vo, der sidi 
bei weiterem Steigen des Ange­
botes u. U. noch erhöhen wird.

Bei neuen Kontrakten ist das Ab­
rechnungsverhältnis auf Basis 20:80 
festgelegt worden. Es dürfte durdi­
weg nicht möglich sein, das ent­
stehende Disagio durdi Preisauf­
schläge auf die deutsdien Brasi­
lienexporte vorwegzunehmen. Bra­
silien hat bereits je tzt erklärt, 
daß es in diesem Falle den billi­
geren Angeboten aus Japan, der 
Tschechoslowakei und Großbritan­
nien den Vorzug geben würde. Das 
neue Verfahren wird also zwei­
felsohne den Handel mit Brasilien
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künftig in einer für uns sehr ge­
fährlichen W eise lähmen. W er 
heute den Vorsprung auf den Ober­
seem ärkten erringt — und das 
dürfte den K onkurrenten nunmehr 
leicht gemacht werden —, behält 
ihn auf Jahre hinaus, da z. B. die 
brasilianische Einfuhr im wesent­
lichen aus Investitionsgütern be­
steht, die stets auf Jahre hinaus 
mit einer Nachfrage nadi Maschi­
nen, Ersatzteilen etc. gekoppelt ist.

Das Prestige
der BdL. steht a u j dem  Spiel!

Schwerer als die von der deut­
schen Exportwirtschaft zu tragen­
den m ateriellen Verluste wiegt aber 
die Tatsache, daß das Prestige der 
Bank deutsdier Länder heftig ins 
W anken geraten ist. W ir erleben 
es heute w ieder einmal, daß der 
private Bürger die Schäden einer 
falschen W irtschaftspolitik seiner 
Regierung zahlen muß. Glaubte 
m an nach der letzten Währungs­
reform, daß derartige Methoden 
endgültig überwunden seien, daß 
man sich auf seine Staatsbank ver­
lassen könne und wenigstens von 
dieser Seite aus keine Überraschun­
gen und V erluste bringenden Rück­
schläge zu erw arten seien, so be­
w eist uns die von der BdL. adop­
tierte  Praxis, daß die aus den letz­
ten drei Jahrzehnten sattsam be­
kannte Unsicherheit auch heute noch 
existent ist. •— W arum konnte der 
wachsende Swing nicht zu einem 
früheren Zeitpunkt bereinigt w er­
den? Es war doch Sache der Regie­
rung, die von ihr Unterzeichneten 
V erträge in bezug auf die Abwick­
lung dauernd unter Kontrolle zu 
halten  und sich r e c h t z e i t i g  mit 
dem Partner ins Benehmen zu set­
zen, falls dieser die getroffenen 
Vereinbarungen nicht einhält. Es 
bleibt wohl ungeklärt, warum jetzt 
der deutsche Exporteur dafür be­
straft wird, daß Brasilien leicht­
sinnigerweise mehr kaufte, als es 
im Moment bezahlen konnte. Un­

verständlich bleibt weiterhin, w ar­
um die BdL. nicht einen W eg ge­
funden hat, den derzeitigen Swing 
über einen Staatskredit zu neutrali­
sieren, um zumindest die deutsdie 
W irtschaft vor V erlusten zu schüt­
zen?

W ir brauchen Sicherheit!

Brasilien ist zu einem Präzedenz­
fall geworden, denn was sich hier 
ereignet hat, kann sich morgen mit 
anderen Abkommensländern wie­
derholen. Man denke nur an A rgen­
tinien, Chile, die Türkei, Ägypten, 
Jugoslaw ien etc. Meint die BdL. 
wirklidi, daß sie sich durch den 
Rückzug in die „weiche" Rembours­

klausel jeglidier V erantwortung 
gegenüber dem deutsdien Expor­
teur entheben kann, nachdem sie 
ihn jahrelang dauernd zur Inten­
sivierung seiner Arbeit aufforderte? 
Glaubt die BdL., daß bei der nun 
zutage getretenen Unsicherheit der 
Exporteur wie bisher W eiterarbei­
ten wird? Es gibt keine Stelle, die 
ein solches Risiko garantiert, selbst 
die Hermes hat nach diesem Schock 
ihre Haftungsgrenze eingeschränkt.

W er stellt nun das V ertrauen 
wieder her? W er gibt uns den 
Glauben an die Integrität der BdL. 
zurück? W ie gesagt, Brasilien ist 
nur ein Präzedenzfall, was folgt als 
nächstes? (el)

Ist ein Ausgleich der Bilanz möglidi?
D a s  Problem der brasilianisdien 
Verschuldung gegenüber der W elt 
ist nicht einseitig von seiten des 
Handels zu betrachten und als 
Bruch gegebener Lieferungsverspre­
chen anzusehen. Die Gründe der 
allgem einen Schwierigkeiten Brasi­
liens mit dem Handel der W elt 
muß man nach der gesamten W elt­
struktur beurteilen. Wie in allen 
südamerikanischen Staaten bestand 
auch in Brasilien nach Kriegsschluß 
die Furcht, daß in Kürze ein dritter 
W eltkrieg ausbrechen könnte. Bra­
silien hat daher wie fast alle süd­
amerikanischen Staaten seine im 
Kriege erworbenen Dollar - Gut­
haben dazu benutzt, durch erhöhte 
Industrialisierung und Erschließung 
der Rohstoffquellen, sich von der 
Zufuhr europäisdier Industriegüter 
schnellstmöglich freizumachen.

W as ka n n  Brasilien liefern?
Die im H andelsvertrag zwischen 

Brasilien und Deutschland abge­
sprochenen Artikel, an erster Stelle 
Kaffee, an zw eiter Stelle Baum­
wolle, Dlsaaten, Mais, Kakao, 
Häute, Holz, Reis, sind von Brasi­
lien im letzten Jah r nur unter­
schiedlich geliefert worden. Kaffee 
konnte zu W eltm arktpreisen ge-

liefert werden, und wahrscheinlich 
wird dieses Produkt infolge einer 
kaum glaubhaften, ständig wach­
senden Produktion im Staate Pa­
raná in immer größeren Mengen 
und zu verbilligten Preisen gelie­
fert werden können.

Die anderen Staaten dagegen 
sind durch den Raubbau in ihrer 
Produktion zurückgegangen, was 
sich besonders im letzten Jah r auf 
die Baumwollernte (mit Ausnahme 
von Säo Paulo) und in diesem Jahr 
auf die gesamte Reisernte aus­
wirkte, so daß Rio Grande do Sul, 
das gewöhnlich einen Exportüber­
schuß von 100 — 180 000 t  pro Jahr 
hatte, dieses Jah r seine gesamte 
Ernte nach dem Norden liefern 
muß, um die Bevölkerung zu er­
nähren. Baumwolle wird in diesem 
Jah r in reichlicher Menge zur Ver­
fügung stehen und einen Export­
druck ausüben. Es sind 250 000 t 
Baumwolle vorhanden, die von der 
einheimischen Industrie nicht mehr 
aufgenommen werden können, 
nachdem sie ihren eigenen Bedarf 
von 100 000 t eingedeckt hat. Brasi­
lien w ird sich auf diesem Gebiet 
voraussichtlich zu Zugeständnissen 
bequemen müssen, obwohl auf
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Grund eines D ekretes des Präsiden­
ten Vargas der Banco do Brasil 
eine Stützungsfinanzierung vorneh­
men mußte, zu Preisen, die 26 "/o 
über dem W eltm arktpreis liegen, 
und für Qualitäten, die entgegen 
sonst üblichen Gepflogenheiten die­
ses Mal nicht einmal klassifiziert 
wurden. Durch den großen Baum- 
wollanfall wird sicherlich sehr viel 
Baumwollsaatöl und Baumwollsaat- 
kuchen offeriert werden können. 
W iew eit Deutschland für diese Ar­
tikel aufnahmefähig ist, w äre zu 
prüfen.

Infolge der Trockenheit ist die 
Fleischproduktion und damit der 
Häuteexport um ein beträchtliches 
zurückgegangen. Auf dem Holz­
sektor sind die Transportkosten aus 
dem Inneren derartig groß, und die 
Q ualität ist nicht zuverlässig genug, 
als daß die europäischen Käufer ge­
w illt sind, die überhöhten Forde­
rungen zu bezahlen. W as Kakao 
betrifft, so nimmt m an lieber die 
bekannten westafrikanischen Sor­
ten, bevor man sich auf die Bahia- 
Kakaos stürzt, zumal durch die 
übergroße Ernte W estafrikas auch 
in diesem Jah r ein großer Preis­
druck zu erw arten ist.

H aben die 
deutschen Stellen versagt?

W enn man den Saldoüberhang 
Brasiliens mit Deutschland betrach­
tet und nach den Ursachen forscht, 
so muß man hierbei auch das deut­
sche V erhalten berücksichtigen. Es 
muß hierbei erw ähnt werden, daß 
bei den H andelsvertragsverhand­
lungen in Rio de Janeiro im Jahre 
1950 — nach sehr zuverlässigen 
M itteilungen — die deutsche Han­
delsdelegation erklärt haben soll, 
daß auch bei Überziehung des ver­
einbarten Swings infolge über­
großer deutscher Exportlieferungen, 
niemals von deutscher Seite eine 
effektive Dollarzahlung verlangt 
würde. Dann sollte weiterhin in 
Betracht gezogen werden, daß An­
fang Dezember des vergangenen 
Jahres die Bilanz des ersten Han­
delsvertragsjahres zumindest der 
Deutsch - Brasilianischen Handels­
kammer in Rio de Jan e iro  Vorge­
legen hat, die die Ziffern der Deut­
schen Botschaft m itgeteilt hat. Aus 
dieser Bilanz w ar zu ersehen, daß 
Brasilien Lizenzen für die Ein­
fuhr deutscher W aren in einem

Umfang ausgegeben hatte, der 
selbst unter Berücksichtigung nicht 
zu beschaffender Bulkartikel immer­
hin noch einen Überhang von rund 
100 Mill. I  erw arten ließ. Zum 
gleichen Zeitpunkt lag das Ergeb­
nis des ersten Monats des 2. Han­
delsvertragsjahres vor, aus dem zu 
ersehen war, daß Brasilien bereits 
w ieder für ca. 4 Mill. |  mehr 
Lizenzen für den Import ausgege­
ben hatte, als für Exporte nach 
Deutschland angefordert waren.

Es muß unterstellt werden, daß 
diese Zahlen der Deutschen Bot­
schaft bekanntgeworden sind und 
durch das hiesige Außenministe­
rium der BdL. und dem BWM. zu­
gängig gemacht wurden. Zu diesem 
Zeitpunkt bereits hätten die BdL. 
und das BWM. eine genaue Unter­
richtung über die brasilianischen 
Liefermöglichkeiten landwirtschaft­
licher Produkte anfordern müssen 
und sofort die Einfuhr brasiliani­
scher Produkte nach Deutschland 
liberalisieren müssen. Das ist erst 
M itte dieses Jahres erfolgt, so daß 
fünf M onate nutzlos verstrichen 
sind.

Es muß w eiterhin als bekannt 
vorausgesetzt werden, daß die b ra­
silianische Regierung die deutsche 
Regierung im vergangenen Jahr 
darauf aufmerksam gemacht hat, 
daß Lizenzen für solche hohen Be­
träge ausgegeben worden sind und 
daß man s. Zt. darum gebeten hat, 
schnellstens erhöhte Ausschreibun­
gen für brasilianische Produkte vor­
zunehmen. Es muß ferner als be­
kannt vorausgesetzt werden, daß 
die deutsche Wirtschaft, vertreten 
durch führende deutsche Industrie- 
und Handelshäuser, insbesondere 
auch im Brasil-Gremium — jene 
Institution, die geschaffen ist, um 
BWM. und BdL. sachlich und fach­
lich zu unterstützen —, darauf hin­
gewiesen hat, wie sich der deutsch­
brasilianische Handel entwickeln 
werde, wenn man nicht sofort 
solche Ausschreibungen herausgibt. 
Diese W arnung der deutschen W irt­
schaft hat seitens der BdL. und des 
BWM. n i c h t  zur rechten Zeit die 
nötige Beachtung gefunden.

Ganze M aßnahmen sind nötig
Aus dieser Lage sind die heuti­

gen Zahlungsschwierigkeiten Brasi­
liens mit Deutschland entstanden, 
die vielleicht zu einem großen Teil

hätten vermieden werden können, 
wenn man im vergangenen Jahr 
rechtzeitig dem Rat der im Brasilien­
handel erfahrenen Kreise gefolgt 
wäre. — W enn man heute nach 
neuen W egen sucht, um die ver­
fahrene Situation zu bereinigen und 
die bisher einseitig von der BdL. 
auf die Exporteure abgewälzte Ver­
antwortung den Exporteuren wie­
der nehmen will, um Schlimmeres 
zu verhüten, so müssen g a n z e  
Maßnahmen ergriffen werden.

Die deutsche Handelsdelegation 
hat in Brasilien bei ihrem dortigen 
Aufenthalt nicht das erreicht, was 
sie hätte erreichen müssen, und es 
dürfte daher einmal die Frage ge­
stellt werden, wie man die Han­
delsbilanz jetzt schnellstens wieder 
ausgleichen könnte. Es ist von der 
deutschen Handelsdelegation ledig­
lich erreicht worden, daß brasi­
lianischen Exporten von 100 “/o 
deutsche Exporte von 80 Vo ent­
gegenstehen dürfen. Brasilien hat 
sich nicht bereit erklärt, die Füh­
rung in dieser Angelegenheit zu 
übernehmen, sondern sie allein der 
deutschen Seite überlassen, was 
sehr bedauerlich ist. Es w äre für 
Brasilien sehr viel leichter gewesen, 
■die Führung zu übernehmen, denn 
Brasilien führt nur etwa 20 ver­
schiedene Produkte nach Deutsch­
land aus, während Deutschland 
etwa 1000 verschiedene Artikel 
nach Brasilien liefert.

W arum  keine K om pensation?
Es dürfte em pfehlenswert sein, 

daß man der deutschen Wirtschaft, 
auf deren Schultern man die Ver­
antwortung abgewälzt hat, nachdem 
sich die BdL. ihrer Verantwortung 
entziehen will, zugesteht, nach 
eigenem Ermessen die W ege zu 
suchen, die es ermöglichen, Zinsver­
luste und Risiken zu vermeiden und 
dabei den deutschen Export nach 
Brasilien ohne allzu große Störun­
gen möglichst aufrechtzuerhalten.

W ie bekannt, dürfen die deut­
schen Importeure z. Zt. 80 Vo ihres 
Dollarbedarfs bei den deutschen 
Außenhandelsbanken decken und 
müssen 20 Vo zum festgesetzten 
Dollarumrechnungskurs bei der BdL. 
kaufen. Kompensationsgeschäfte da­
gegen hat man verboten. W er bis 
zum vergangenen Jahr die Kom­
pensationsgeschäfte brasilianischer 
Firmen beobachtet hat und im Zu­
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sam m enhang .mit den überhöhten 
Preisforderungen für brasilianisdie 
Landesprodukte die Lage betradi- 
tet, w ird sicherlich der Ansicht sein, 
daß man diesen Preisausgleich für 
brasilianische Produkte nicht allein 
der deutsdien W irtsdiaft aufbürden 
kann, sondern daß dieser ebenso 
von den Brasilianern mit getragen 
w erden muß, und es hätte Aufgabe 
der deutsdien Delegation sein 
müssen, die brasilianisdie Regie­
rung w ieder zu Kompensations­
geschäften zu zwingen, und zwar 
in einem V erhältnis von 100 Vo Ex­
port nadi Deutschland und 75 bis 
80 “/o Import aus Deutschland.

Das 55-Millionen-Land Brasilien, 
das an die meisten Lieferanten indu­
strieller Produkte große Schulden 
hat, benötigt dringend die Ware, 
und daher w ären viele brasiliani­
sdie Im porteure geneigt, an die 
b rasilianisdien Exporteure ein ge­
w isses Agio zu zahlen, um die für 
den Konsum erforderlidien Waren 
hereinzubekommen. Es besteht nadi 
genauem  Studium des deutsch-bra­
silianischen Handelsabkommens die 
begründete Hoffnung, daß man den 
augenblicklidien Überhang ab­
decken kann, wenn man einmal zu

Was lehrt uns das
w  ir wissen alle von dem großen 
Aktivsaldo aus unserem Außen­
handel mit Brasilien und auch da­
von, daß der Zentralrat der Bank 
deutsdier Länder künftig Gut­
schriften für Exportgesdiäfte nadi 
Brasilien nur noch durch Aufredi- 
nen gegen Einfuhren ausgleidien 
will. Und die Presse ist angefüllt 
von den berechtigten Protesten der 
Exporteure über die erheblidien 
Verluste, die ihnen dadurch ent­
stehen müssen, daß für einen er­
heblichen Teilbetrag von 50 ''>/o die­
se Regelung sogar rückwirkend an­
gewandt werden soll. Es handelt 
sidi aber hier um weit mehr als 
darum, eine einmalige Situation 
richtig abzuwickeln, und diejenigen, 
die tiefer in die Zusammenhänge 
blicken, haben schon redit, von 
einem Präzedenzfall zu sprechen.

Übertriebene Industrialisierung
Denn diese Entwidilung ist ein 

geradezu klassisdies Beispiel da­
für, wohin die übertriebene Indu­
strialisierung bei den Staaten in 
Übersee führt. In ihr zeidinen sidi

Gunsten Brasiliens den anderen 
Ländern, mit denen wir einen Han­
delsvertrag haben und bei denen 
Deutschland sogar z. T. Sdiulden 
hat, die im V ertrag vorgesehenen 
Artikel nicht abnimmt — es wird 
z. B. an Zudcer- gedacht —, um 
diesen A rtikel aus Brasilien zu im­
portieren.

Aber auf eines muß hierbei auf­
merksam gemacht werden: daß
alles nur einen Erfolg haben kann, 
wenn die BdL. in Zukunft sich an 
gegebene Versprechen hält, be­
stehendes Redit aditet und nicht 
plötzlich aus einer M u ß -  Vorsdirift 
eine K a n n  - Vorschrift m adit 
(harte in weiche Rembours-Ver- 
pflichtungen), denn auf soldi einen 
Rechtsbruch reagieren nicht nur die 
Exporteure, sondern auch das Aus­
land sehr empfindlich.

Der Entscheid der BdL. im Fall 
Brasilien ist insofern für die ge­
samte deutsdie W irtsdiaft beun­
ruhigend, als die Gefahr besteht, 
daß die deutsdie Wirtschaft sich 
einer internen Rechtsunsicherheit 
gegenübersieht, die Sdiule machen 
könnte und der sie in ihren Kalku­
lationen in keiner W eise Rechnung 
tragen kann. (sdi.)

Brasilien-Beispiel?
bereits deutlich die Konturen ab, 
über die in einem Zeitgespräch in 
der Julinummer gesdirieben w or­
den ist: und es ist vielleidit eine 
bittere Erkenntnis für uns, daß wir 
/nit unserer großen Forderung an 
Brasilien eine Industrialisierung 
finanzieren, durch die auch dieses 
Land sich doch letztlich von unseren 
Exportwünsdien absetzen möchte. 
Eine w irklidi befriedigende Lösung 
wird hier nur dadurch gefunden 
werden können, daß wir auf der 
allgemeinen politisdien Linie eine 
vernunftgem äße Arbeitsteilung zwi­
schen den überseeischen Staaten 
und uns anstreben.

Bis dahin ist aber nodi ein w eiter 
Weg, und es ist klar, daß wir mit 
einem solchen Postulat auf weite 
Sicht die Dinge nicht einfach laufen 
lassen können. Der Alltag for­
dert von uns zum rnindesten Zwi­
schenlösungen m it substantiierten 
Maßnahmen. Dazu ist aber vor 
allem die Erkenntnis widitig, daß 
eine starke Industrialisierung sidi 
heute immer nur aus einer weit­

gehenden Planwirtsdiaft ableitet. 
N idit die unternehm erisdie Initia­
tive ist in den Überseestaaten die 
Antriebskraft, sondern der Impuls 
einer nadi A utarkie strebenden 
staatlidien Macht auf der Grund­
lage eines betonten N ationalge­
fühls. Davon müssen wir bei der 
Beurteilung der Entwidclung un­
seres Außenhandels mit Brasilien 
ausgehen, um die richtige Platt­
form für unsere künftigen Maß­
nahmen zu finden.

P lanung im  Außenhandel
Diese weitgehende Lenkung aus 

der M adit der staatlichen Führung 
zeidinet sich in Brasilien weniger 
dadurch ab, daß es sidi weigert, 
seine W ährung abzuwerten, um 
Ansdiluß an den Preisdruds aus 
der Inflation zu finden. W ir sollten 
vermeiden, bei den nach Autarkie 
strebenden Staaten die Dinge zu 
sehr aus den uns geläufigen V er­
einfachungen zu sehen. Die tatsädi- 
lidie Einstellung in Brasilien er­
kennen wir schon eher daraus, 
wenn Kenner der Verhältnisse be­
richten, daß audi dieses Land die 
M arge zwischen Inlandspreisen 
und Exportpreisen in großem Um­
fange ausnutzte, um seine Indu­
strialisierung finanzieren zu kön­
nen, so daß wir nicht nur mit un­
seren Krediten hier helfen, son­
dern audi durdi unsere Importe 
diese Industrialisierung mitbezah­
len. Aus dem gleichen Aspekt lei­
ten sich auch die jüngsten Erklä­
rungen ab, die aus Brasilien zu 
uns gedrungen sind, es würde so­
fort seine Ausfuhrpreise erhöhen, 
wenn unsere Exporteure versuchen 
würden, ihre Preise künftig um die 
etwaigen V erluste aus den Gut- 
sdiriften für die Importe Brasi­
liens zu berichtigen. W ie die Zu­
sammenhänge hier auch im ein­
zelnen sein mögen, im Außenhandel 
ist die Tendenz einer weitgehenden 
Planung unverkennbar.

Audi der eifrigste Anhänger ei­
ner freien W irtsdiaft müßte daher 
einsehen, daß die Maßnahmen ei­
nes solchen Landes den Verfahren 
der sogenannten Liberalisierung 
überlegen sind. Man kann nicht 
Planwirtschaft und freie W irtschaft 
im Außenhandel vermisdien. Tut 
man es trotzdem, dann muß die 
freie W irtschaft versagen, weil sie 
bei ihrer gepriesenen Anpassungs-
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fähigkeit aus dem Einmaleins ihrer 
Eigengesetzlichkeit doch auch w ie­
der nicht so anpassungsfähig sein 
kann, um einer zielstrebig ange­
setzten Planwirtschaft zu begegnen. 
W ir bestreiten nicht, daß durch ei­
ne • freie Devisenbewirtschaftung 
in der W elt beispielsweise sich 
auch die Probleme in unserem 
Außenhandel mit Brasilien auf­
fangen lassen würden; dadurch 
würde vor allem auch der Spuk 
der Industrialisierung in ein mehr 
maßvolles Fahrwasser gedrängt 
werden. Aber was nützt es, ein 

■ solches Postulat aufzustellen, wenn 
wir annehmen müssen, daß die 
Gegenseite es im augenblicklidien 
Stadium doch nicht befolgen würde. 
Mit so primitiven M ethoden kom­
men wir heute nicht mehr zurecht.

Eine neue A rt 
von Handelsverträgen

Daraus ergibt sich aber für uns 
die Forderung, den Außenhandel 
künftig vor allem von der W aren­
seite durch eine übergeordnete 
Planung weit mehr zu sichern als 
bisher, was sich besonders in den 
H andelsverträgen niedersdilagen 
muß, die nicht mehr nur in Bausch 
und Bogen abgeschlossen werden 
dürfen. In ihnen müssen auch aus­
reichende Einzelbestimmungen über 
den Ablauf des globalen W aren­
austausches vereinbart werden, und 
sie sollten sidi so weitgehend den 
Verträgen nähern, die heute im 
kaufmännischen Geschäftsverkehr 
selbstverständlidi sind. Dazu ge­
hört auch vor allem ein größerer 
juristisdier Schliff, den wir bei den 
derzeitigen Verträgen so oft ver­
missen. W ir wollen nicht ver­
kennen, daß die Bedenklichkeit aus 
der juristischen Atmosphäre oft 
den Ablauf der Verhandlungen 
hemmen kann, aber wir müssen 
auch sie einsetzen, um den V er­
trägen die dringend notwendige 
Prägnanz in der Formulierung des 
Legalen zu geben.

M an wird vielleiciit einwenden 
mögen, daß es auf uns allein nidit 
ankomme, sondern auch die Bereit­
willigkeit des V ertragspartners be­
rücksichtigt werden müsse. W ir 
möchten aber gerade darauf er­
widern, daß eine Entwicklung wie 
die im Außenhandel mit Brasilien 
sich nicht wiederholen darf und der 
V ertragspartner sich vielleicht doch

anders einstellt, wenn er merkt, 
daß auch wir uns in seiner M entali­
tät bewegen können. Oder sollen 
wir vielleicht künftig die Industri­
alisierung in Übersee durch Maß­
nahmen w eiter finanzieren, die, 
wenn auch auf verschiedenen Um­
wegen, zuletzt allein aus staat­
lichen Subventionen gedeckt wer­
den können? So weit kann unsere 
Exportfreudigkeit doch kaum gehen.

Damit aber die Dinge so im 
Rahmen einer vernunftgemäßen 
Planung ablaufen, müssen sie auch 
durch unsere staatliche Führung 
mehr beobachtet werden. Wobei 
w ir vor allem darauf hinweisen 
wollen, daß unsere Forderung an 
Brasilien nie so angewachsen wäre, 
wenn dieser Staat hinsichtlich der 
Abdeckung der Beträge, die die 
Swingsumme übersteigen, die Be­
stimmungen des laufenden Han­
delsvertrages erfüllt hätte. Auf die

Verträge allein kann man sich da­
her nicht verlassen. Man macht der 
Bank deutscher Länder auch den 
Vorwurf, daß sie nicht rechtzeitig 
genug vor der Entwicklung im 
Außenhandel mit Brasilien gewarnt 
habe. Diese Bank antwortet jedoch 
mit ihren Vorschriften über das 
Bankgeheimnis und bemerkt aus­
drücklich, daß sie den Stand des 
Kontos auch heute nur mit Zustim­
mung der brasilianischen Stellen 
m itgeteilt habe. Die Bank deutscher 
Länder möge das Problem ihres 
Bankgeheimnisses lösen wie sie 
will. Jedenfalls wird die staatliche 
Führung, also das Bundeswirt­
schaftsministerium, künftig ver­
pflichtet sein, den Ablauf des 
W arenaustausches mit einem be­
stimmten Staat auch von sich aus 
genau zu verfolgen, um ihn immer 
sofort in die richtigen Bahnen 
lenken zu können. (Kö)

Mehr Takt in politischen Angelegenheiten!
"C’s gibt für jedes Land in der Politik Angelegenheiten, um die kein 

Streit entstehen darf, weil das zu erreichende Ziel allgemeiner Volks­
wille ist. Zu diesen Angelegenheiten gehört in Deutschland an allererster 
Stelle die Frage der W iedervereinigung. Bei diesem Punkt muß es pein­
lich vermieden werden, daß im Ausland der Eindruck entsteht, man sei 
in Deutschland selbst darüber nicht einig. Jede Gelegenheit muß ausge­
nutzt werden, um den einigen Volkswillen zu demonstrieren. Auch Streit 
um Verfahrensfragen muß vermieden werden. Denn in ausländischer Per­
spektive hält man nicht auseinander, was ein M ethodenstreit oder ein 
Streit um den Inhalt ist, zumal wenn man selbst mit dem angestrebten 
Ziel nicht ganz konform geht. Und es hat sich in der vergangenen Zeit 
wohl ziemlich eindeutig herausgestellt, daß dieses von uns angestrebte 
Ziel gewissen ausländischen Kräftegruppen durchaus nicht so am Herzen 
liegt, wie man es publizistisch hinstellen möchte.

In dem Bestreben, bei dieser Angelegenheit auch den Anschein eines 
Streites zu vermeiden, muß die Presse den allgemeinen Volkswillen unter­
stützen. Gewiß, in einer demokratischen Presse sollen die Angelegen­
heiten des Staates frei und offen erörtert werden. Man muß aber auch 
die Grenze wissen, wo aus außenpolitischen Gründen und innetpoli- 
tischem Takt Zurückhaltung geboten ist. Hierbei kommt der offiziellen 
Pressepolitik eine entscheidende Aufgabe zu. Eine derartige publizisti­
sche Zurückhaltung kann man nicht mit Verboten und Maßregelungen 
erreichen. Aber die maßgebenden politischen Redakteure dürften sich 
einem Ersuchen in dieser Richtung wohl kaum verschließen. Bei allen un­
m ittelbaren Lebensfragen für eine Nation muß eine gewisse Disziplin 
erw artet werden.

Bei dem Streit um den Empfang der deutschen Ostdelegation ist es 
meinem Geschmack nach etwas zu laut hergegangen. Dieser Streit war 
schon deshalb gar nicht nötig, weil vom Takt des Bundestagspräsidenten 
ohne weiteres erw artet werden durfte, daß dieser Empfang in angemesse­
ner Form vor sich ging, wie es tatsächlich auch geschehen ist. Ich weiß 
nicht, ob die offizielle Pressepolitik etwas unternommen hat, um diesen 
Streit zu dämpfen. A ber auch die Begleitmusik des Empfanges muß kriti­
siert werden. Ob man nun die M itglieder der Delegation als ordnungs­
gemäß bestellte V ertreter unseres östlichen Volksteils gelten läßt oder 
nicht: es handelte sich um einen offiziellen Empfang, und es ist nicht 
üblich, daß man die offiziellen Gäste auspfeift. Bei jeder Regierung gehen • 
Gäste ein und aus, und oft sind sie die V ertreter von Mächten, mit denen 
man böse Rechnungen zu begleichen hat. Es widerspräche aber allen 
diplomatischen Regeln, diese Gäste dem Unwillen der Masse auszusetzen. 
Und diese Sorgfalt hätte man auch hier wahren sollen, selbst wenn es 
sich nicht um ausländische Gäste handelt. (sk)
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